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Mit dem Pariser Klimaschutzabkommen 2015 wurden erstmals verbindliche Festlegungen zur Reduk-

tion der Treibhausgase getroffen, denen sich auch Deutschland angeschlossen hat. Das darauffolgende 

Klimaschutzgesetz der Bundesregierung wurde vom Bundesverfassungsgericht im April 2021 kritisiert, 

weil die Reduktionsziele unzureichend waren. Das Gericht betonte, dass die Wege zur Zielerreichung in 

gesellschaftlicher Freiheit und im Dialog identifiziert werden sollen, aber dies nur noch wenige Jahre 

möglich ist. Wird die Zeit nicht genutzt, könnten die Grundrechte künftiger Generationen eingeschränkt 

werden. Das Gericht machte klar, dass die Aufgabe der Politik darin besteht, Grundrechte zu schützen 

und die Klimakatastrophe zu verhindern. Diese Ziele sind in einer Demokratie nur im gesellschaftlichen 

Einvernehmen realisierbar. 

Die Entwicklung des Klimaschutzgesetzes zeigt, wie gesellschaftliche Wirklichkeiten im Mobilitätsbe-

reich durch rechtliche Rahmen beeinflusst und reproduziert werden. Nach Peter L. Berger und Thomas 

Luckmann (1969) lassen sich soziale Wirklichkeiten als Produkte kollektiver Bedeutungszuschreibungen 

verstehen, die durch Prozesse der Produktion, Reproduktion und kontinuierlichen Revision in 

öffentlichen Diskursen, Institutionen und rechtlichen Regeln stabilisiert werden. Das Recht ist dabei 

nicht nur ein regulatorisches Instrument, sondern gestaltet normative Erwartungshaltungen und 

gesellschaftliches Handeln. Es formt die Wahrnehmung von Verantwortlichkeiten, Zielen und 

Handlungsoptionen. Urteile wie das Klimaurteil des Bundesverfassungsgerichts können die soziale 

Wirklichkeit der Mobilität verändern, indem sie normative Vorgaben setzen, die gesellschaftliche 

Praktiken betreffen. 

Damit sind wir mitten im Verkehrs- und Mobilitätsthema (Knie 1997; Canzler 2016; Manderscheid 

2024). Moderne Gesellschaften mit ihren raumgreifenden und arbeitsteiligen Wohlstandsmodellen ver-

tragen sich schwer mit klimapolitischen Reduktionszielen. Innerhalb der westlichen Gesellschaften ist 

die Treibhausgasemission zugleich stark von sozialer Ungleichheit geprägt: je höher Vermögen und Ein-

kommen, umso größer der spezifische Ausstoß von Treibhausgasen. Aus Sicht des Sozialkonstruktivis-

mus ist auch Mobilität ein soziales Produkt, geprägt von gesellschaftlichen Normen, Identitäten und 

Machtverhältnissen. Die zentrale Frage für die sozialwissenschaftliche Nachhaltigkeits- und Transfor-
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mationsforschung lautet, wie in einer freiheitlichen demokratischen Ordnung verbindliche Reduktions-

ziele ausgehandelt und erreicht werden können. Offensichtlich prallen normative Konzepte der Res-

sourcenreduktion auf die verbrieften Rechte liberaler Demokratien und auf kapitalistische Wohlstands-

modelle, die als Grundlage für individuelle Freiheit und sozialen Ausgleich konstitutiv für die westlichen 

Demokratien sind. Ziel muss es daher sein, zu verstehen, wie diese soziale Wirklichkeit der Mobilität so 

gestaltet werden kann, dass sie transformative Veränderungen ermöglicht, ohne fundamentale 

gesellschaftliche Normvorstellungen zu verletzen oder den sozialen Zusammenhalt zu gefährden 

(Canzler 2016). Dabei spielen transdisziplinäre Formate der Wissensproduktion eine entscheidende 

Rolle, um das notwendige Transformationswissen zu generieren (siehe Henkel et al. 2023) und neben 

technischen Lösungen auch normative, kulturelle und institutionelle Aspekte in den Transitionsprozess 

einzubringen (Henkel et al. 2023).  

Die Herausforderungen der Transformation zeigen sich in der Mobilität mit besonderer Schärfe. Ver-

kehrsinfrastrukturen sind seit jeher Basis gesellschaftlicher Ordnungen. Kein anderes Verkehrsmittel 

hat die westliche Welt so geprägt wie das Automobil. Mit dem Automobil und seiner Infrastruktur hat 

sich diese Gesellschaft entwickelt und auch verändert, sie hat sich räumlich ausgedehnt und sozial weit 

differenziert. Mobilität ist sozusagen der Maschinenraum moderner Demokratien (Rammler 2001). Als 

soziales Produkt hat sie sich durch Habitualisierung und Routinisierung fest in der Gesellschaft veran-

kert. Allerdings ist der Automobilverkehr als einer der Treiber dieser Modernisierung mittlerweile an 

seine Grenzen gelangt. 

Der vorliegende Beitrag hat das Ziel, die komplexen gesellschaftlichen und rechtlichen Rahmen-

bedingungen nachzuzeichnen, die die Mobilität im Kontext von Klimapolitik und gesellschaftlicher 

Transformation prägen. Beginnend mit der Bedeutung internationaler Verträge und nationaler 

Gerichtsentscheidungen wird deutlich, wie gesellschaftliche Wirklichkeiten im Mobilitätsbereich durch 

rechtliche Anordnungen produziert und stabilisiert werden (Berger und Luckmann 1969). Es wird 

gezeigt, dass das Recht in seiner normativen Kraft und gesellschaftlichen Verankerung eine zentrale 

Rolle bei der Stabilisierung des sozio-technischen Regimes des Automobils spielt (Geels 2012). Dabei 

wird auch die schwierige Balance zwischen den traditionellen Privilegien der Autogesellschaft und dem 

zunehmenden Wunsch nach nachhaltiger Stadtentwicklung und Mobilitätsvielfalt sichtbar. Der Beitrag 

diskutiert daher, wie gesellschaftliche, rechtliche und technologische Handlungsfelder so gestaltet 

werden können, dass die Mobilitätswende gelingt – durch gesellschaftliche Debatten, transdisziplinäre 

Wissensproduktion und experimentelle Interventionen auf kommunaler Ebene. Dies wird am Beispiel 

des Parkens illustriert.  

Die Institutionalisierung des Autos als sozio-technisches Regime  

Die sozialwissenschaftliche Mobilitätsforschung hat die Einbettung des Autos in gesellschaftliche Struk-

turen umfassend beschrieben (Canzler und Knie 1998; Manderscheid 2014). Aus techniksoziologischer 

Sicht ist das private Auto eine zentrale Institution der Nachkriegsmoderne (Urry 2004) und fungiert als 

Träger vielfältiger kultureller Bedeutungszuschreibungen (Hörning 1989), die ihrerseits als Produkt 

einer politischen Formung des Automobils verstanden werden können. So wie in anderen Industrielän-

dern war und ist auch in Deutschland das Auto Gegenstand gezielter politischer Förderung (Entfer-

nungspauschale, Dienstwagenprivileg, Dieselsubventionierung usw.) und wird durch regulatorische 

Rahmenbedingungen – wie die Schaffung des öffentlichen Raums durch den ruhenden und fließenden 

Autoverkehr – zusätzlich privilegiert. Die Grundlagen wurden in Deutschland bereits im Nationalsozia-



RECH TL I CH E RAH MEN BEDIN GUNGEN  N ACH HAL T I GER MOBI L I TÄT  

3 

 

lismus gelegt bspw. durch den Bau von 3.800 km Schnellstraßen, aber auch durch Propagandakampag-

nen wie „Kraftfahrt tut not“ und flankierende regulatorische Instrumente. Dies erfolgte zu einem Zeit-

punkt, als nur 1 % der Bevölkerung ein Auto besaß (Knie 2025). Dieses verkehrstechnische Fundament 

moderner, demokratischer Gesellschaften – paradoxerweise in der Zeit einer Diktatur entscheidend 

vorangebracht – ebnete für Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg den weiteren Weg der gesell-

schaftlichen Entwicklung. Mit dem Auto als Standard und als verkehrstechnische Norm wurde die bun-

desrepublikanische Gesellschaft so stark fixiert, dass sich diese Verbindung nicht einfach lösen lässt. 

Zumal das Auto auch verkehrs- und planungsrechtlich entsprechend verankert ist. Ob die Straßenver-

kehrsordnung, das Personenbeförderungsgesetz oder der Bundesverkehrswegeplan: Die rechtliche 

Codierung des Raums und die Art der Bewirtschaftung seiner Nutzung verkörpern die Fortschrittsideen 

der 1950er und 1960er Jahre. Dazu gehören die gesellschaftlichen Fortschrittsbilder privater Kleinfami-

lienstrukturen mit stabilen Standardbiographien im Eigenheim. Diese wirken nach, obwohl ihre Leitbil-

der brüchig geworden und ihre sozialstrukturellen Grundlagen sich längst verändert haben. Das Ver-

hältnis zwischen sozialer Disposition und dem technischen Artefakt Automobil ist ein sich gegenseitig 

beeinflussender und wechselseitig stabilisierender Prozess. Das Auto ist damit Ursache und Folge ge-

sellschaftlicher Differenzierung zugleich. Die in diesem Rahmen tradierten Bedeutungszuschreibungen 

erklären einen Teil seiner Attraktivität.  

Im Anschluss an Berger und Luckmann (1969) lässt sich die gesellschaftliche Verankerung des Autos 

als Institutionalisierungsprozess deuten (Canzler 2016). Techniksoziologisch bedeutet dies „Habituali-

sierung und Routinisierung“ typischer Handlungsformen und -abläufe, die zur Selbstverständlichkeit 

werden und das geteilte objektive Wirklichkeitsbild prägen (Schulz-Schaeffer und Rammert 2019, S. 63). 

Als Effekt der Institutionalisierung konstituiert sich um das private Automobil ein als selbstverständlich 

angenommenes Set von sozialen Praktiken, die als Grundlage für eine erfolgreiche Lebensführung in 

der modernen Gesellschaft gelten und dessen Gebrauch daher alternativlos erscheinen lassen. Tech-

nikhistorisch betrachtet, steht das Auto damit im Zentrum eines „seamless web“ (Hughes 1986) von 

heterogenen Komponenten, zu denen neben den technischen und infrastrukturellen Elementen auch 

gesellschaftliche Leitbilder, förderliche regulatorische Rahmenbedingungen und auf das Automobil aus-

gerichtete Subjektivierungsformen gehören (Manderscheid 2014).  

Das Ergebnis ist ein etabliertes sozio-technisches Regime der Automobilität (Geels 2012). Der Begriff 

des „sozio-technischen Regimes“ basiert dabei auf dem Mehrebenenmodell von Transformationen 

(MLP) (Geels 2002), das als Analyserahmen an der Schnittstelle von Technikgeschichte, Techniksoziolo-

gie und Innovationsforschung entwickelt wurde, um Veränderungsprozesse sozio-technischer Arrange-

ments zu untersuchen. Das Zentrum des Modells bildet die analytische Unterscheidung von drei Ebe-

nen: Regime, Nische und Landschaft, die wechselseitig aufeinander einwirken (Geels 2002). Vorhandene 

sozio-technische Regime stabilisieren sich dabei durch Institutionen, Interessen und Praktiken, während 

sich in Nischen im Kleinen alternative Arrangements entwickeln, die Impulse für Wandel geben. 

Landschaften bilden den übergeordneten Kontext, innerhalb dessen Regime und Nischen wechselseitig 

wirken. In weiterentwickelten Modellen werden neben dem dominanten Automobil-Regime auch 

subalterne Regimes wie öffentlicher Verkehr, Fahrrad- oder Fußverkehr betrachtet. So ist das Fahrrad 

in den Niederlanden tief institutionalisiert, während der öffentliche Verkehr beispielsweise in der 

Schweiz einen besonderen Regimestatus besitzt (Haefeli 2008). 

Die heuristische Folie des MLP ermöglicht es, die gesellschaftliche Bedeutung der Automobilität als 

Ausdruck einer Institutionalisierung zu fassen. Bei der Freilegung der infrastrukturellen Vorausset-

zungen für die Gesellschaftswerdung zeigt sich, dass die gesellschaftliche Teilhabe maßgeblich an das 

Versprechen und die Realisierung des Zugangs zum privaten Auto gebunden ist. Trotz der Vielfalt von 

Verkehrsmitteln mit sehr unterschiedlichen Verkehrsträgern und Regimestrukturen war und ist nach 

wie vor kein Verkehrsmittel für die Moderne so prägend wie das Auto. In Europa werden mehr als 80 % 
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aller Verkehrsleistungen durch den individualisierten motorisierten Straßenverkehr (MIV) erbracht, d. h. 

vor allem mit dem privaten Auto. Die Kopplung von Freiheit und Wohlstand an das technische System 

Auto ist weiterhin eng und in einem sozio-technischen Regime stabilisiert. 

Die De-Institutionalisierung und De-Legitimierung der 

Autogesellschaft 

Trotz der festen Verankerung des Autos in den gesellschaftlichen Strukturen zeigen sich seit einigen 

Jahren empirische Phänomene einer De-Institutionalisierung und einer De-Legitimierung des 

dominanten Automobilitätsregimes. Es gibt Anzeichen, dass sich die Gesellschaft teilweise bereits so 

verändert hat, dass ihr altes Verkehrsfundament nicht mehr nützlich ist und alte Selbstverständ-

lichkeiten der unhinterfragten Autonutzung nicht mehr gelten (Canzler et al. 2018). Das private Auto 

vermag sein Versprechen auf grenzenlose Mobilität kaum einzulösen. Das gilt vor allem für die großen 

Städte. Zu viele Fahrzeuge belasten den verfügbaren Raum und zwingen Städte zu Restriktionen des 

Autoverkehrs. Die beruflichen wie privaten individuellen Fortbewegungswünsche lassen sich in den 

Ballungszentren mit einem privaten Automobil nicht mehr befriedigend erfüllen. Neue Mobilitäts-

praktiken stützen sich zunehmend auf unterschiedliche Geräte und Dienstleistungen. Die raum-zeitliche 

Pluralität des Unterwegsseins zeigt sich in funktional geeigneteren technischen Optionen: Eine Kom-

bination aus Bussen, Bahnen, Rädern und Rollern wird für einen relevanten Teil der Stadtgesellschaft 

die attraktivere Alternative. 

Nicht nur die Vielfalt der Verkehrsmittel, sondern auch ihre Nutzung selbst verändert sich. Digitale 

Plattformen verändern Zugänge und verschieben die Bedeutung des Besitzens zugunsten des Nutzens 

und verändern zugleich Wertschöpfungsketten.  

Die Pluralisierung der Verkehrsoptionen und ihre spontane und situative Zugänglichkeit bieten eine 

hohe Passfähigkeit zu einer Gesellschaft, in der sich die Lebensphasen und -stile, Familien- und Paar-

konstellationen ebenso wie Arbeitsformen zunehmend ausdifferenzieren. Insbesondere in städtischen 

Milieus wachsen diese Entwicklungen, verstärkt durch die breite Nutzung digitaler Mobilgeräte und das 

mobile Internet, über das private Auto hinaus. 

Die Folgen der Corona-Pandemie haben darüber hinaus das Modell der raumgreifenden arbeitstei-

ligen automobilen Gesellschaft ganz grundsätzlich in Frage gestellt. Die „Pendlergesellschaft“ – eine 

zentrale Beschreibung des bisherigen sozio-technischen Regimes – scheint „müde“ zu werden, physi-

sche Bewegung wird mehr und mehr durch virtuelle Mobilität ersetzt (George und Knie 2023). Dennoch 

erweisen sich die Strukturen der Automobilgesellschaft als widerstandsfähig. Das Modell Auto hat als 

sozio-technisches Regime weiter Bestand und seine Privilegien sind rechtlich einklagbar. Das Verspre-

chen, durch die Nutzung des Autos berufliche und private Vorteile im System der freiheitlich-rechtlichen 

Grundordnung zu erhalten, gilt weiterhin.  

Gleichzeitig sind auf der Ebene der sozio-technischen Landschaft langfristige gesellschaftliche Ent-

wicklungstrends zu beobachten: die dynamische Expansion digitaler Technologien mit Auswirkungen 

auf soziale Praktiken und technischen Angebotsstrukturen, eine weitere Pluralisierung von Lebens- und 

Arbeitsformen, fortschreitende demographische Veränderungen sowie eine wachsende soziale Un-

gleichheit und der gesellschaftliche Diskurs um die Klimakrise und ihrer Auswirkungen auf die realen 

Lebensbedingungen. 

Längst sind klimapolitische Fragen Teil gesellschaftlicher Konflikte geworden, die in den kommenden 

Jahren an Bedeutung gewinnen werden. Im Kontext der Energiekrise mobilisieren populistische Par-
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teien Unmut über hohe Preise, wobei Verantwortung oft entlang sozialer und regionaler Grenzen ver-

handelt wird. Unterschiede zwischen Ost und West sowie entlang Bildung und Vermögen spielen eine 

zentrale Rolle. Diese Konflikte werden durch konkurrierende Wert- und Identitätsangebote verschärft 

(z. B. „alte“ vs. „neue“ Mittelschichten, „Kosmopoliten“ vs. „Kommunitaristen“ (Decker 2019; Reckwitz 

2020; Merkel 2017)). 

Die Novellierung des Straßenverkehrsrechts  

Das Straßenverkehrsgesetz (StVG) ist im Juli 2024 novelliert worden und schafft damit eine Ermächti-

gungsgrundlage für Anordnungen in der Straßenverkehrsordnung (StVO) für den Umwelt-, Klima- und 

Gesundheitsschutz sowie für eine geordnete städtebauliche Entwicklung (s. ARL 2024, Agora Verkehrs-

wende 2024). Für diese Anordnungsziele ist das Vorliegen einer konkreten Gefahrenlage für die „Sicher-

heit und Leichtigkeit des Verkehrs“ keine Voraussetzung mehr. Das hört sich zunächst wenig spektakulär 

an, ist aber folgenreich. Die Leichtigkeit des Verkehrs ist in einer Ermessensentscheidung der Behörde 

nur noch als ein Belang unter vielen zu berücksichtigen. Dies bedeutet einen Paradigmenwechsel für 

straßenverkehrsrechtliche Anordnungen, die bislang nur beim Vorliegen einer Gefahr für die Sicherheit 

und Leichtigkeit (Ordnung) des Verkehrs getroffen werden durften (Baumeister 2024a und b). Das 

machte es bislang den Kommunen fast unmöglich, ihren lokalen Verkehr mit Blick auf Mobilitätswende 

und Klimaschutz zu gestalten.  

Mit der im Herbst 2024 reformierten StVO können nun z. B. Sonderfahrstreifen, bevorrechtigte Licht-

zeichenregelungen für Linienbusse sowie angemessene Flächen für Rad- und Fußverkehr eingerichtet 

werden. Das fördert eine gesellschaftliche Wahrnehmung einer inklusiven, lebenswerten Stadt, in der 

nachhaltige Mobilität als legitime Praxis verankert wird. Über Parkraummanagement lassen sich lokale 

Verkehrsströme gezielt lenken, wodurch die gesellschaftliche Wirklichkeit des Stadtverkehrs durch 

konkrete Maßnahmen der Verkehrslenkung, Flächengestaltung und Praxisgestaltung aktiv geprägt wird. 

Zugleich können so auch Einnahmen für eine Mobilitätswende generiert werden.  

Um rechtlich belastbare Anordnungen zu ermöglichen, ist meist ein integratives Verkehrskonzept 

notwendig, das die gesellschaftliche Wirklichkeit berücksichtigt und negative Folgen auf alle Verkehrs-

modi und Bewohner*innen in den Quartieren vermeidet. Gemeinden haben im Rahmen ihrer 

verfassungsmäßigen Selbstverwaltung Anspruch auf Umsetzung solcher Konzepte; Ablehnungen 

könnten vor Gerichten erfolgreich sein. 

Auch die Einrichtung von Tempo-30-Zonen wird erleichtert: Sie können ohne besonderen Gefahren-

nachweis angewendet werden, etwa an Schulen, in Fußgängerzonen, auf Spielplätzen oder zwischen 

bestehenden Tempo-30-Abschnitten.  

Diese Veränderungen machen deutlich, wie rechtliche Rahmenbedingungen die gesellschaftliche 

Wirklichkeitskonstruktion im Verkehr beeinflussen. Diese Reformen transformieren die gesell-

schaftliche Wirklichkeit, indem sie den Handlungsspielraum von Kommunen erweitern und somit neue 

Praktiken der Mobilität ermöglichen. Durch die Schaffung von Flächen für Rad- und Fußverkehr sowie 

Tempo-30-Zonen wird die kollektive Wahrnehmung von „guter Stadt“ neu konstruiert – inklusiv, leben-

dig und umweltverträglich. Gleichzeitig weisen sie auf die Bedeutung rechtlicher Rahmen für die kon-

tinuierliche Rekonstruktion und -produktion gesellschaftlicher Normen und Praktiken im urbanen Raum 

hin, z. B. durch neue Möglichkeiten der Verkehrslenkung, Parkraummanagement oder Verkehrsberu-

higung. Das Recht konstruiert somit neue gesellschaftliche Wirklichkeiten, in denen nachhaltigere Mobi-

litätsformen als legitime und umsetzbare Strategien anerkannt werden. 
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Ein wegweisendes Urteil zum Parken  

Nicht nur der fließende, sondern auch der ruhende Verkehr nehmen seit Jahrzehnten zu. Der ruhende 

Verkehr benötigt Platz, der insbesondere in Städten knapp ist und konkurrierenden Nutzungsinteressen 

unterliegt. Die Zahl der Fahrzeuge ist gestiegen und zudem wurden sie größer und breiter. Da die Pkw 

durchschnittlich mehr als 23 Stunden am Tag ungenutzt sind, belegen sie in dieser Zeit private und eben 

auch öffentliche Stellplätze. Der seit Jahrzehnten zunehmende Parkdruck in Städten ist dabei nicht nur 

eine technische Herausforderung, sondern auch eine gesellschaftliche Konstruktion kollektiver Prakti-

ken und Wahrnehmungen. Der Platz an öffentlichen Orten ist sozial verhandelt und wird durch 

rechtliche Regelungen gesellschaftlich gestaltet. 

Mit einer Parkraumbewirtschaftung wird in vielen Städten versucht, den knappen öffentlichen Raum 

effizienter zu managen. Zeitlich und räumlich gestaffelte Parkgebühren sind dabei bewährte Mittel. 

Anwohner*innen erhalten deutlich reduzierte Parkausweise, die es ihnen erlauben, ihr Fahrzeug gegen 

eine Jahresgebühr in eingegrenzten Parkraumzonen abzustellen. Die Einführung und Erhöhung von 

Parkgebühren lösen regelmäßig Proteste und Unmut aus. Wo bisher das Parken kaum Kosten 

verursachte, wird dies als Verschlechterung empfunden, selbst wenn sich der Parkdruck durch die 

Bewirtschaftung spürbar verringert.  

Der Unmut wird über den Impuls des Sich-Ärgerns hinaus oftmals in (schein)sachliche Begründun-

gen umgemünzt. Gerne wird dann mit einer vorgeblich fehlenden Fairness argumentiert. Hauptargu-

mente sind zum einen, dass Parkgebühren auf Stundenbasis für Besucher*innen und außerhalb der 

Parkzonen wohnende Beschäftigte, die mit ihrem Auto kommen wollen oder gar müssen, nicht zumut-

bar seien. Zum anderen träfen zusätzliche Parkgebühren generell besonders die Einkommensschwa-

chen, die auf das Auto angewiesen sind. Oft hilft der Verweis auf die volkswirtschaftlichen Kosten des 

privaten Autofahrens und Parkens wenig. Nach dem Verursacherprinzip sind diese Kosten von den 

Nutznießern zu übernehmen. Kostenloses Parken bedeutet nichts anderes, als dass die nicht gedeckten 

Kosten von allen getragen werden. Auch von denen, die gar kein Auto haben, das irgendwo im öffentli-

chen Raum abgestellt wird.  

Der Diskurs zum Parken im öffentlichen Raum ist von einem subjektiven „Gewohnheitsrecht auf 

einen Parkplatz“ geprägt, das sich nicht zuletzt aus einem bemerkenswerten Schwenk in der rechtlichen 

Bewertung des Parkens im öffentlichen Raum Mitte der 1960er Jahre speist – dem „Bremer Laternenur-

teil“. Dieses demonstriert die wirklichkeitskonstituierenden Folgen rechtlicher Entscheidungen und der 

historischen Wurzeln der heutigen Autodominanz sehr deutlich.  

Im Jahre 1939 wurde die Reichsgaragenordnung erlassen, die vorschrieb, bei Neubauten einen Stell-

platz für ein Kraftfahrzeug bereitzustellen. Zeitgleich verbrieften landesweite Straßengesetze das Verbot 

des Dauerparkens auf öffentlichen Straßen, um den Verkehrsfluss zu sichern. Das Bremer Laternenpar-

ker-Urteil von 1966 markierte einen Wendepunkt: Ein Kaufmann stellte sein Auto dauerhaft öffentlich 

ab, doch der Bremer Senat klagte erfolglos. Das Bundesverwaltungsgericht entschied damals, dass die 

Förderung des Automobils ein historisch staatliches Ziel sei, es aber an ausreichend Parkraum mangele. 

Damit wurde die gesellschaftliche Wirklichkeit des ruhenden Verkehrs – die Annahme, dass öffentlich 

genutzte Flächen für das Auto reserviert sind – rechtlich verankert und stabilisiert. Dieses Urteil trug 

maßgeblich dazu bei, die Dominanz des Parkens im öffentlichen Raum als gesellschaftliches Prinzip zu 

etablieren, das bis heute urbane Wahrnehmungen, Stadtplanung und soziale Normen prägt. Erosionen 

dieser Normalvorstellungen der Flächeninanspruchnahme werden jedoch auch in aktuellen rechtlichen 

Entscheidungen deutlich, wie der Fall des Gehwegparkens zeigt. 

Seit Jahrzehnten ist es in vielen Städten üblich, dass Kraftfahrzeuge teilweise auf dem Gehweg par-

ken. Insbesondere das beidseitige Parken auf Gehwegen ist jedoch nach der StVO verboten. Nur auf 
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einer Straßenseite kann das Gehwegparken durch Verkehrszeichen ausnahmsweise erlaubt werden, 

wenn ausreichend Platz für den Begegnungsverkehr der Fußgänger*innen verbleibt. Dennoch wird ein 

verbotswidriges ein- oder beidseitiges Gehwegparken von den meisten Städten oft seit Jahrzehnten 

geduldet. Da in den vergangenen Jahrzehnten die Fahrzeuge größer und auch breiter wurden, nicht 

zuletzt, weil zunehmend mehr SUVs zugelassen wurden, führt das Gehwegparken zu noch weniger 

Platz. Das geht vor allem zulasten derjenigen, die einen Kinderwagen schieben, ein Laufrad benutzen, 

einen Rollator benötigen oder auf einen Rollstuhl angewiesen sind. Im Sommer 2024 hat das Bundes-

verwaltungsgericht ein wegweisendes Urteil gefällt: Anwohner*innen wurde ein eigenes subjektives 

Recht zugesprochen, den Gehweg vor ihrer Haustür als Fußgänger*innen nutzen zu können und sie 

können dieses Recht nun auch gerichtlich einfordern (ARL 2025). Damit wurde ein wichtiger rechtlicher 

Schutz für Fußgänger*innen geschaffen, der die gesellschaftliche Praxis des Gehwegparkens in Frage 

stellt und die Bedeutung eines sicheren Gehwegs für die gesellschaftliche Wirklichkeitskonstruktion 

unterstreicht. 

Was hat sich geändert? Die Straßenverkehrsbehörden müssen nun bei erheblichen Beeinträchtigun-

gen des Fußverkehrs handeln, ein Gewohnheitsrecht der Autobesitzer*innen auf Gehwegparken gibt 

und gab es nicht. Wann eine solche Einschränkung erheblich ist, hängt u. a. von der Nutzungsfrequenz 

auf dem jeweiligen Gehweg, von Ausweichmöglichkeiten oder auch von der Dauer der Einschränkung 

ab. Die Straßenverkehrsbehörden sind verpflichtet, unverzüglich einzuschreiten, wenn das Grundrecht 

auf Unversehrtheit durch das unzulässige Parken erheblich eingeschränkt wird. Das gilt insbesondere 

dann, wenn z. B. Kinder oder Menschen mit Behinderungen auf die Fahrbahn ausweichen müssen, weil 

auf dem Gehweg kein ausreichender Raum mehr besteht.  

Um nachhaltige Änderungen zu erzielen, ist ein Zusammenwirken von Straßenverkehrs- und Ord-

nungsbehörden essenziell, um das gesellschaftliche Bild eines sicheren, barrierefreien und sozial ge-

rechteren öffentlichen Raumes zu fördern. Eindeutige Markierungen und konsequente Durchsetzung 

der neuen Regeln sind notwendig, um die gesellschaftliche Realität des Gehwegparkens nachhaltig zu 

verändern und den gesellschaftlichen Anspruch an lebenswerte Stadtflächen zu stärken. 

Die Folgen der Veränderung der rechtlichen Rahmenbedingungen für 

eine nachhaltige Mobilität  

Nach der Novellierung von StVG und StVO sowie dem Bundesverwaltungsgerichtsurteil zum Gehweg-

parken ist offen, ob und in welchem Umfang die Verkehrsrealität sich tatsächlich ändern wird. Der his-

torische Vergleich zeigt, dass die performative Kraft des Rechts, wie beim „Bremer Laternenurteil“ von 

1966, kurzfristig gesellschaftliche Praktiken und Normen verändern kann und so dazu beitrug, die 

Dominanz des Autos im Raum zu zementieren. In diesem Fall wurde in dem Urteil jedoch eine bereits 

existierende gesellschaftliche Praxis und auch eine konsensuell getragene verkehrspolitische Vision von 

der automobilen Massenmotorisierung gewissermaßen nachträglich rechtlich abgesichert.  

Die aktuelle Situation ist jedoch eine andere: die StVG-/StVO-Novellen und mehr noch das Gehweg-

parker-Urteil eröffnen die Möglichkeiten für restriktive Maßnahmen gegenüber dem privaten Autover-

kehr und bessere Bedingungen für alternative Mobilitätsformen. Sie treffen jedoch auf eine tiefverwur-

zelte gesellschaftliche Wirklichkeitskonstruktion der Autodominanz im öffentlichen Straßenraum und 

auf ein verbreitetes und über Jahrzehnte gewachsenes subjektives Rechtsempfinden. Das sozio-techni-

sche Regime des Automobils ist trotz erster Risse in seiner Legitimation nach wie vor stabil. Alternative 

Mobilitätsangebote – intermodale und innovative Dienstleistungen – bleiben bisher Nischenerschei-

nungen in einer Gesellschaft, in der das individuelle Auto eine subjektive Selbstverständlichkeit darstellt.  
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Auf dieser Basis ist eine „automatische“ Wirkung der rechtlichen Veränderungen auf die gesell-

schaftliche Wirklichkeitskonstruktion kaum zu erwarten. Die bestehenden Verankerungen und Routinen 

sind zu tief. Die Beharrungskräfte der etablierten sozio-technischen Landschaft des privaten Automobil-

verkehrs sind erheblich. Gleichzeitig wächst jedoch der gesellschaftliche Druck: Einerseits soll der 

knappe öffentliche Raum effizienter genutzt werden, andererseits sollen dem Klimaschutz sowie der 

notwendigen Anpassung an Klimaveränderungen durch eine bessere Raumgestaltung Rechnung 

getragen werden.  

Die thematisierten Veränderungen der rechtlichen Rahmenbedingungen sind zwar notwendig, aber 

allein nicht ausreichend, um die Ambivalenz zwischen gesellschaftlichen Erwartungen und tatsächlicher 

Veränderung aufzulösen. Wesentlich ist die Implementierung und aktive Umsetzung dieser Rahmen 

durch die Akteure der Verkehrsplanung, wie in den Handlungsrichtlinien der Forschungsgesellschaft für 

Straßen- und Verkehrswesen (FGSV). Diese beeinflussen maßgeblich, wie Straßenräume materialisiert, 

gestaltet und in städtische Wirklichkeiten eingebunden werden. Damit wird die gesellschaftliche Wirk-

lichkeit im Verkehrsraum durch eine kontinuierliche Praxis der Materialisierung und Raumgestaltung 

aktiv konstruiert. 

Darüber hinaus ist es entscheidend, den gesellschaftlichen Diskurs um eine veränderte Verkehrs-

realität sichtbarer zu machen. Das geschieht nicht nur durch Gesetzesänderungen, sondern vor allem 

durch praktische Experimente und innovative Maßnahmen in Kommunen, etwa in Reallaboren (s. 

Schäpke et al. 2018; Canzler et al. 2024). In diesen Experimentierräumen werden neue Verkehrsop-

tionen erprobt, Praktiken neu ausgehandelt und gesellschaftliche Normen aktiv in den gesellschaft-

lichen Raum eingebunden (Haus 2025). Hierbei wird gesellschaftliche Wirklichkeit – wenn auch erst in 

einer Nische – nicht nur durch den rechtlichen Rahmen gesetzt, sondern durch konkrete Hand-

lungspraktiken, technologische Materialisierung und kulturelle Normverhandlungen kontinuierlich neu 

gestaltet und sozial konstruiert. 
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